
Wie sich der Verkauf eines Grundstücks seit dem Jahr 2019 zum 
Verwaltungsskandal zwischen dem Landkreis Nordwestmecklenburg und 
der Gemeinde Passee entwickelte. 
Eine detaillierte Zusammenstellung mit Kopien von Originaldokumenten von Adolf Wittek 
 
Am 16. Oktober 2018 war der Verkauf des ehemaligen HausƟerparks unter Dach und Fach und der 
Kaufpreis an die Gemeinde Passee überwiesen. Nur knapp zwei Wochen später, am 29. Oktober 
2018, stellte Y.C.C. einen Bauantrag auf die Einrichtung von vier Wohnungen, in dem von ihm im 
Januar 2017 erworbenen Gebäude. Von einer Pension oder einem Hotel, die er bei seinem Kauf 
angeblich geplant haƩe, war plötzlich keine Rede mehr. Und tatsächlich erteilte man ihm die 
Erlaubnis zur Wohnnutzung nur zwei Monate später, ohne dass man die Gemeinde informiert und 
ihre ZusƟmmung eingeholt haƩe (was verwaltungsrechtlich erforderlich gewesen wäre).  
 
Ich selbst erfuhr von dem ganzen Vorgang erst Anfang Januar 2019, als die erteilte Baugenehmigung 
zur Kenntnisnahme auf meinem Tisch lag. Nach dem MoƩo unterschreiben, lochen und abheŌen, 
glaubte man wohl, ich würde die Baugenehmigung nicht prüfen. Ich prüŌe aber und beantragte 
sofort einen Termin bei der damaligen LandräƟn, K. W., weil ich annahm, es würde sich hierbei um ein 
Missverständnis handeln. Das Treffen mit ihr fand am 23.Januar 2019 staƩ – pikanterweise in 
Anwesenheit der JusƟziare R. N. und R. St. des Landkreises. Y.C.C., da er ja selbst JusƟƟar in eben 
dieser Verwaltung war, wurde telefonisch zugeschaltet. Damit saßen drei JusƟƟare einem kleinen 
Dorĩürgermeister gegenüber. Man teilte mir mit, dass der Antrag regulär gestellt worden sei. 
Dagegen stelle der von der Gemeinde erstellte Flächennutzungsplan für den Park nur eine 
Willensbekundung dar, die deutlich weniger verbindlich sei. Folglich sei dieser auch kein 
Hinderungsgrund für die geplante Wohnnutzung durch Herrn Y.C.C. Außerdem habe ja in dem 
Gebäude schon vorher Wohnen staƩgefunden: Die psychosoziale Therapieeinrichtung mit den dort 
lebenden Klienten galt nun plötzlich nicht mehr als gewerbliche Nutzung, sondern als Wohnprojekt. 
Dass die Wohnungen im Außenbereich und in einem ehemals gewerblich genutzten Gebäude 
errichtet werden sollten, sah der JusƟƟar R. N. der Bauverwaltung des Landkreises 
Nordwestmecklenburg, als unwichƟg an.  
 
Ich bat darauĬin um eine unabhängige Prüfung des Vorgangs, was LandräƟn K. W. ablehnte. Sie gehe 
davon aus, dass ihre Verwaltung richƟg gehandelt habe. Damit war ich abserviert und durŌe gehen. 
Es war absehbar, dass diese Wohnnutzung für den geplanten Erlebnispark ein erhebliches Problem 
darstellen würde. Also legten wir noch am selben Tag Widerspruch gegen die Baugenehmigung ein. 
Vom Landkreis wurde nicht lange gefackelt und der Widerspruch abgelehnt, worauĬin die Gemeinde 
MiƩe März 2019 eine Aussetzung der Baugenehmigung beantragte. Aber auch die Ablehnung dieses 
Antrags kam prompt – innerhalb 10 Tage.  
Ergänzend dazu machte jetzt Y.C.C. selbst Druck und reichte am 5.4.2019 eine 
Rechtsaufsichtsbeschwerde gegen die Gemeinde Passee ein (Anlage 1). Als  Begründung führte er an, 
dass der Dorfplatz auf dem Grundstück läge, die Kläranlage und eine öffentliche Straße, die die 
Gemeinde nicht an E. V. häƩe verkaufen dürfen. Die  Rechtsaufsichtsbeschwerde wurde noch am 
gleichen Tag bearbeitet wurde und der Gemeinde Passee, mit der Aufforderung zur Stellungnahme 
(Anlage 2), per Fax übersendet wurde. Es gab aber keine Kläranlage auf dem Grundstück und es gab 
auch keine öffentliche Straße, Das mal zu überprüfen, bevor man einen Kleinkrieg gegen die 
Gemeinde führte, kam bei der Kommunalaufsicht niemanden in den Sinn.  
 
Kommentar Adolf Wittek: Es ist absolut nicht glaubhaft, dass es weniger als sechs Stunden braucht für 
1) den Anruf von Y.C.C. am Freitag, dem 5.4.2019, im Amt Neukloster Warin, 2) das Verfassen des 
Schreibens von Y.C.C. an die Kommunalaufsicht von Parkentin aus, 3) die Übergabe des Schreibens an 



die Landrätin, 4) die Rückgabe des Schreibens in die Kommunalaufsicht, 5) das Verfassen der Anhörung 
zur Rechtsaufsichtsbeschwerde und 6) das Versenden der Anhörung an das Amt.  
Ich gehe davon aus, dass Y.C.C selbst die Rechtsaufsichtsbeschwerde und den Verwaltungsvorgang 
vorbereitet oder zumindest maßgeblich daran mitgearbeitet hat. 
 
Die angeblich öffentliche Straße war tatsächlich ein nichtöffentlicher Weg und wurde für die 
Entwicklung des Tourismusprojekt gebraucht. Dieser Weg sollte 30 Meter weiter, neu gebaut werden. 
Ebenso beachtlich wie diese Falschaussagen war, dass Y.C.C. selbst an der Bearbeitung der von ihm 
eingereichte Rechtsaufsichtsbeschwerde – nun auf der Seite der Verwaltung mitarbeitete. Er ließ 
mehrere Schreiben über seine Mitarbeiter versenden. Erst einige Tage danach übernahm, zumindest 
offiziell, der JusƟziar R. St. des Landkreises den Vorgang. Dies änderte aber nichts daran, dass er mit 
den Mitarbeitern von Y.C.C. weiter gegen die Gemeinde vorging.  
 
Für die Bearbeitung der Rechtsaufsichtsbeschwerde wurde der Gemeinde eine Frist bis zum 
18.4.2019 eingeräumt (zumindest habe ich das Schreiben so verstanden). Schon am Montag den 
8.4.2019 bekam die Gemeinde von einem weiteren Mitarbeiter, der Herrn Y.C.C. unterstellt war, die 
Anordnung, den Beschluss zum Verkauf den Flurstücks 213 einen Monat auszusetzen (Anlage 3). 
Dieser Mitarbeiter schrieb am 8.4.2019 auch an das Grundbuchamt des Amtsgerichts Grevesmühlen 
und forderte die Mitarbeiterin unter der Prämisse „EILT! Bitte sofort auf dem Tisch!“ auf, den 
Eigentümerwechsel nicht zu vollziehen bzw. nicht einzutragen (Anlage 4). Das Grundbuchamt ist dem 
Landkreis Nordwestmecklenburg nicht unterstellt. Eine rechtlich fragliche Aktion und warum diese 
Eile? 
 
Bis zum 08.04.2019 muss davon ausgegangen werden, dass der Fachdienstbereich 
Kommunalaufsicht, den Herr Y.C.C. selbst leitet, das Beschwerdeverfahren führte. Eine saubere 
Trennung zwischen den privaten Interessen von Y.C.C.  und denen des Fachdienstbereichs 
Kommunalaufsicht, den Herr Y.C.C.  leitet, gab es zu keinem Zeitpunkt. 
 
Die Stellungnahme zur Rechtsaufsichtsbeschwerde war noch nicht fertig formuliert, da bekam die 
Gemeinde per Fax am 11.04.2019 schon das nächste Schreiben vom LK NWM (Anlage 5). Diesmal 
war es von Justitiar R. St. unterschrieben, eingeordnet als „Wahrnehmung der Beraterfunktion“. Statt 
jedoch die Gemeinde zu beraten, forderte er sie auf, zwischen zwei Varianten zu wählen, um die 
Interessen der Anlieger zu schützen. Tue die Gemeinde dies nicht, werde Beschlusses zum Verkauf 
des Flurstücks aufgehoben, kündigte R. St. an und setzte der Gemeinde eine Frist bis zum 26.04.2019. 
Das Problem dieses Schreibens war: Beide Varianten waren nicht umsetzbar. Es gab im Jahr 2019 
keine Leitungen auf dem Flurstück 213, die Herr Y.C.C. nutzte bzw. sein Grundstück erschlossen. Und 
es gab auch keine öffentlichen Straßen- und Leitungsflächen auf dem Flurstück. Eine Zufahrt zum 
Grundstück der Familie C. war immer gewährleistet und durch die geplante Verlegung von Leitungen 
auch nicht gefährdet. Es gibt auch nicht „die Anlieger“, sondern allein Familie C., deren 
Baugenehmigung (und damit auch ihr Wohnrechte) umstritten schon zu dieser Zeit bestritten 
werden, also als die Familie mit 3 Kindern noch nicht in Tüzen ihren Hauptwohnsitz hatten.   
 
All dies reichte Y.C.C. aber noch nicht aus: Noch am 11.4.2019 traf ein weiteres Schreiben ein. Nun 
wurde die Straßenaufsichtsbehörde in Stellung gebracht (Anlage 6). Im Schreiben steht: „Ein Petent 
aus der Gemeinde Passee hat sich mit seinem Anliegen an die Straßenaufsichtsbehörde des 
Landkreises Nordwestmecklenburg gewandt.“ Das Schreiben stellt folgende Behauptungen auf: „Nur 
über dieses Flurstück wird sein anliegendes Wohnhaus erschlossen“; sowie: „Eine andere 
Erschließungsmöglichkeit gebe es nicht“. Beide Aussagen sind nachweislich falsch. Y.C.C. wurden in 
mehreren Beratungen andere Möglichkeiten einer Zuwegung angeboten. Nur mit geringem Aufwand 



hätte man die Zufahrt verlegen können. Auch in diesem Fall hatte Y.C.C. eine Behörde seines 
Arbeitgebers genutzt, um mit falschen Aussagen seine privaten Interessen durchzusetzen. Auch diese 
Behörde verlangte eine Stellungnahme bis zum 24.4.2019. 
 
Am 15.04.2019 wird, auf Betreiben eines Y.C.C. unterstellten Mitarbeiters, vom Grundbuchamt eine 
Zwischenverfügung gegen das Notariat erlassen, die die Eintragung des Grundstücksverkaufs der 
Gemeinde an den Unternehmer E.V.  in das Grundbuch verhindern soll (Anlage 7). Das 
Grundbuchamt schrieb dazu unsere Notarin an – aus Sicht der Notarin ohne ausreichende rechtliche 
Grundlage, das teilte sie dem Grundbuchamt schriftlich mit. 
Niemand in dieser Kreisverwaltung hat sich bis dahin um die tatsächliche Sachlage vor Ort 
gekümmert. Zudem war man in der Kreisverwaltung nicht einmal gewillt, die Frist bis zum 18.04.2019 
abzuwarten, innerhalb der die Gemeinde die geforderte Stellungnahme und Unterlagen schicken 
konnte. Am 16.04.2019 schickte ich im Namen der Gemeinde eine umfassende Stellungnahme  an 
die untere Rechtsaufsichtsbehörde (Anlage 8). Darin beantwortete ich alle vier Schreiben, die ich 
innerhalb von nur fünf Arbeitstagen erhalten habe. In dem Brief werden die Situation, in die die 
Gemeinde getrieben wurde, die Erschließungssituation vor Ort und eine Begründung zum Verkauf 
des Flurstücks 213 wurden dargelegt. Aus diesem Schreiben ergab sich der in den Anlagen 9, 10 und 
11 präsentierte Schriftverkehr. Der Kreisverwaltung interessierte die Meinung der Gemeinde nicht. In 
Gutsherrenmanier wurde am 29.04.2019 der gefasste Verkaufsbeschluss seitens der Kreisverwaltung 
für ungültig erklärt und die Aufhebung verlangt. An jeder Rechtsnorm vorbei wurde auch unser 
Notariat aufgefordert, den Verkaufsbeschluss nicht zu vollziehen.  
 
Nachdem ein neuer Landrat gewählt worden war und der Landkreis Nordwestmecklenburg unter 
einer neuen Leitung den Vorgang prüfte, wurde im Juli 2023 Herr Y.C.C. von Dienst freigestellt und 
bekam Hausverbot. Darüber hinaus wurden gegen die Justitiaren Disziplinarverfahren eröffnet. Nun 
glaubte ich an Konsequenzen für die drei Justitiare. Bislang (Stand Februar 2025) sind diese jedoch 
nicht erkennbar. Y.C.C. hat eine neue Anstellung in einer gehobenen Position, in einem 
Landesministerium gefunden. Für das Ehrenamt ist das kein gutes Zeichen, eher ein fortdauernder 
Vertrauensverlust. 
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 Beratung in Gutsherrenmanier, mit klaren Vorgaben und Drohungen.  Mit diesem Schreiben wurde die nächste Behörde 

gegen die Gemeinde in Stellung gebracht 


